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§4
Beschwerdeverfahren

(1) Gegen Entscheidungen gemäß § 3 Absätze 2 und 3 die­
ser Anordnung kann Beschwerde eingelegt werden. Der von 
der Entscheidung Betroffene ist darüber zu belehren, daß er 
Beschwerde einlegen kann.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder mündlich unter An­
gabe der Gründe innerhalb einer Frist von 2 Wochen nach 
Zugang oder Bekanntgabe der Entscheidung bei der Stelle 
einzulegen, die die Entscheidung getroffen hat.

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

(4) Über die Beschwerde ist innerhalb von 2 Wochen nach 
ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht 
oder nicht in vollem Umfang stattgegeben, ist sie innerhalb 
dieser Frist
— beim Einlegen der Beschwerde bei den Bezirksstellen dem 

Leiter des KTA,
— beim Einlegen der Beschwerde bei der Zentralstelle des 

KTA dem Leiter der Hauptverwaltung des Kraftverkehrs 
im Ministerium für Verkehrswesen

zur Entscheidung zuzuleiten. Der Einreicher der Beschwerde 
ist davon zu informieren. Der Leiter des KTA bzw. der Leiter 
der Hauptverwaltung des Kraftverkehrs im Ministerium für 
Verkehrswesen hat innerhalb weiterer 2 Wochen endgültig zu 
entscheiden.

(5) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung innerhalb 
der Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein Zwischen­
bescheid unter Angabe der Gründe sowie des voraussichtlichen 
Abschlußtermins zu geben.

(6) Entscheidungen über Beschwerden haben schriftlich zu 
ergehen, sind zu begründen und den Einreichern der Be­
schwerden auszuhändigen oder zuzusenden.

§5
Der Leiter des KTA und die Leiter der Bezirksstellen füh­

ren ein Dienstsiegel.

§ 6
Diese Anordnung tritt am 1. April 1979 in Kraft.

Berlin, den 14. Februar 1979

Der Minister für Verkehrswesen
A r n d t

Anordnung 
zur Änderung der Wasserversorgungs­
und Abwassereinleitungsbedingungen

vom 15. Januar 1979

§ 1

§ 5 Abs. 1 der Anordnung vom 26. Januar 1978 über die all­
gemeinen Bedingungen für den Anschluß von Grundstücken 
an die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen und für die 
Lieferung und Abnahme von Trink- und Betriebswasser 
— Wasserversorgungsbedingungen — (GBl. I Nr. 6 S. 89) er­
hält folgende Fassung:

„(1) Ist für Bedarfsträger auf Grund der Entscheidung der 
Staatlichen Gewässeraufsicht ein Anschluß an eine öffentliche 
Wasserversorgungsanlage vorgesehen und wird dadurch eine 
Erweiterung der Grundmittel des Versorgungsträgers erfor­
derlich, sind der Bedarfsträger und der Versorgungsträger 
verpflichtet, bis zur Bestätigung der Aufgabenstellung einen

langfristigen Anschlußvertrag in Urkundenform (Anlage) ab­
zuschließen. Bei komplexen Erschließungen besteht die Ver­
tragsabschlußpflicht für den veranlassenden Bedarfsträger.“

§ 2

§ 6 Abs. 1 der Anordnung vom 20. Juli 1978 über die allge­
meinen Bedingungen für den Anschluß von Grundstücken an 
und für die Einleitung von Abwasser in die öffentlichen Ab­
wasseranlagen — Abwassereinleitungsbedingungen — (GBl. I 
Nr. 29 S. 324) erhält folgende Fassung:

„(1) Ist für Bedarfsträger auf Grund der Entscheidung der 
Staatlichen Gewässeraufsicht ein Anschluß an eine öffentli­
che Abwasseranlage vorgesehen und wird dadurch eine 
Erweiterung der Grundmittel des Versorgungsträgers erfor­
derlich, sind der Bedarfsträger und der Versorgungsträger 
verpflichtet, bis zur Bestätigung der Aufgabenstellung einen 
langfristigen' Anschlußvertrag in Urkundenform (Anlage 1) 
abzuschließen. Bei komplexen Erschließungen besteht die Ver­
tragsabschlußpflicht für den veranlassenden Bedarfsträger.“

§3

Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Berlin, den 15. Januar 1979
. # I

Den Minister 
für Umweltschutz und Wasserwirtschaft

Dr. R e i c h e l t

Anordnung 
zur Änderung des Statuts 

der Akademie der Landwirtschaftswissenschaften 
der Deutschen Demokratischen Republik

vom 29. Januar 1979

Auf der Grundlage des § 19 Abs. 1 der Verordnung vom 
6. Juni 1972 über das Statut der Akademie der Landwirt­
schaftswissenschaften der Deutschen Demokratischen Repu­
blik (GBl. II Nr. 38 S. 438) — nachfolgend Verordnung ge­
nannt — wird im Einvernehmen mit dem Minister für Hoch- 
und Fachschulwesen folgendes angeordnet:

§ 1

Der § 17 Abs. 2 der Verordnung erhält folgende Fassung:
„(2) Die Akademie kann um die Agrarwissenschaften und 

die Entwicklung der Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirt­
schaft besonders verdiente Wissenschaftler der Deutschen 
Demokratischen Republik im Einvernehmen mit dem Mini­
ster für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft und 
dem Minister für Hoch- und Fachschulwesen auf Vorschlag 
des Präsidiums durch den Präsidenten der Akademie zum 
Professor der Akademie der Landwirxschaftswissenschaften 
der Deutschen Demokratischen Republik ernennen. Einzel­
heiten des Verfahrens sind in einer besonderen Ordnung 
der Akademie geregelt.“

§ 2

Diese Anordnung tritt am 1. Februar , 1979 in Kraft.

Berlin, den 29. Januar 1979

Der Minister 
für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft

К u h r i g


